
Sozial Versicherung, jedoch nicht die Leistungen der 
DVA anzurechnen sind, die diese aus einer Versiche­
rung z u g u n s t e n  des Werktätigen gewährt. Hier 
handelt es sich vorwiegend um Leistungen aus eigener 
Unfallversicherung und um Leistungen aus dem Gesetz 
über die Versicherung volkseigener Betriebe. Allenfalls 
mag es angehen, wenn der Betrieb dem Werktätigen 
hilft, diese letztgenannten Ansprüche, die eindeutig 
versicherungsrechtlichen Charakter besitzen, zu reali­
sieren.
Abschließend soll noch darauf verwiesen werden, daß 
es mir unter dem Gesichtspunkt der Erfordernisse des 
neuen ökonomischen Systems der Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft als sehr problematisch erscheint, 
den volkseigenen Betrieben für die finanziellen Folgen 
der Verletzungen der Pflichten aus dem Gesundheits­
und Arbeitsschutz Versicherungsschutz zu gewähren. 
Die volkseigenen Betriebe zahlen für diese Versiche­
rung keine Beiträge, Gebühren o. ä. Der derzeitige 
Rechtszustand wirkt sich so aus, daß die Betriebe durch 
keine ö k o n o m i s c h e n  Hebel angehalten werden, 
den Erfordernissen des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes größeres Augenmerk zu widmen. Gegenwärtig 
werden ihnen in der Mehrzahl aller Arbeitsunfälle ohne 
eigene ökonomische Gegenleistungen die ökonomischen 
Auswirkungen ihrer Pflichtverletzungen aus dem Ge-
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Strafrecht
§ 31 ASchVO; § 222 StGB; §§ 175, 176 StPO; Richt­
linie des Plenums des Obersten Gerichts Nr. 17 vom
14. Januar 1963 (RP1. 1/63; NJ 1963 S. 89).
1. Die Feststellung, daß die Angeklagten durch ihre 
Pflichtverletzungen eine Gefährdungssituation i. S. des 
§ 31 ASchVO herbeigeführt haben, schließt nicht not­
wendig ihre Verantwortlichkeit für1 darüber hinaus­
gehende Folgen ein (hier: Brand, Explosion, fahrläs­
sige Tötung). Vielmehr müssen die Pflichtverletzungen 
kausal für die eingetretenen Folgen sein. Läßt sich die 
konkrete Zündquelle als alleinige Ursache eines Bran­
des nicht eindeutig feststellen, so liegt keine Kausali­
tät zwischen den die Gemeingefahr herbeiführenden 
Pflichtverletzungen der Angeklagten und dem Brand 
sowie dessen Folgen vor.
2. Bei der Entscheidung im Eröffnungsverfahren über 
den der Anklage zugrunde liegenden Sachverhalt ist 
das Gericht nicht an die rechtliche Beurteilung des 
Sachverhalts gebunden.
Die Ablehnung der Eröffnung eines Hauptverfahrens 
darf nicht erfolgen, wenn nach Ansicht des Gerichts 
eine andere gesetzliche Bestimmung als die in der 
Anklage angegebene anzuwenden ist.
OG, Urt. vom 26. September 1964 — 2 Zst 5/64.

Im VEB M. war im Jahre 1958 mit der Rekonstruktion 
begonnen worden. Diese Arbeiten wurden unter Auf­
rechterhaltung der Produktion durchgeführt, fertigge­
stellte Anlageteile wurden sofort in Betrieb genom­
men. Zur Extraktionsanlage gehören Löserührwerke, 
in denen das Wachs-Kohlenstoff-Gemisch mittels Siede­
benzin getrennt wird. Bei den neuen Rührwerken er­
folgte die Aufheizung des Benzins im Gegensatz zu 
den alten durch einen Vorwärmer, wobei dieser Vor­
gang durch intensivere Heizung beschleunigt wurde. 
Der Deckel auf dem Mannloch war bei den neuen

sundheits- und Arbeitsschutz durch die Übernahme des 
Versicherungsschutzes durch die DVA abgenommen. 
Dieser Zustand ist auf die Dauer unbefriedigend. Die 
dafür verantwortlichen staatlichen Organe sollten den 
Versicherungsschutz so ausgestalten, daß das Verant­
wortungsbewußtsein der Betriebe hinsichtlich ihrer 
Pflichten im Gesundheits- und Arbeitsschutz gestärkt 
wird und den Erfordernissen des neuen ökonomischen 
Systems Rechnung getragen wird.

Keine Anwendung des Zivilrechts
Es wurde mehrfach versucht, Schadenersatzansprüche 
aus Arbeitsunfall nach zivilrechtlichen Grundsätzen zu 
entscheiden. In der Praxis handelt es sich hierbei ins­
besondere um solche Fälle, in denen der Geschädigte 
durch das pflichtwidrige Verhalten eines Arbeitskol­
legen oder sonstigen Dritten den Ärbeitsunfall erlitt. 
Das Oberste Gericht hat in seinem Urteil vom 26. Juli 
1963 - Za 34/63 - NJ 1964 S. 28 dargelegt, daß der Be­
schäftigungsbetrieb gegenüber dem geschädigten Werk­
tätigen auch dann nach den Grundsätzen des § 98 GBA 
einzustehen hat, wenn der Arbeitsunfall durch einen 
anderen Betrieb (besonders bedeutsam für Monteure 
und ähnliche Beschäftigungen) oder einen anderen 
Werktätigen des Betriebes pflichtwidrig verursacht wor­
den ist.

Rührwerken mittels Knebelschrauben zu befestigen, 
um ein Uberschäumen des Benzin-Wachs-Gemisches 
zu verhindern. Bei den alten Rührwerken wurde der 
Deckel nur aufgelegt. Eine Vorrichtung zur Beseiti­
gung von Verstopfungen im Abfluß war nach dem 
Projekt nicht vorgesehen. Entgegen dem Projekt ließ 
der Hauptmechaniker an der Anlage eine Dampflei­
tung mit einem Dreiwegehahn anschließen, um etwa 
auftretende Verstopfungen mit Dampf zu beseitigen.
Auf Veranlassung des Beschuldigten A. wurde die An­
lage am 8. Juli 1963 mittags in Betrieb genommen. 
Wenige Tage zuvor hatte der Hauptmechaniker die an 
der neuen Anlage tätig werdenden Arbeiter in bezug 
auf den technischen Arbeitsablauf kurz eingewiesen. 
Eine den gesetzlichen Bestimmungen entsprechende 
Übergabe durch den Montagebetrieb erfolgte nicht. Es 
wurde auch keine Arbeitsschutzinstruktion erarbeitet, 
keine Arbeitsschutzbelehrung und keine Einweisung 
der Arbeiter in dieser Hinsicht vorgenommen. Verant­
wortlich hierfür waren die Beschuldigten. Diese waren 
bei der Inbetriebnahme der Anlage in der Mittags­
schicht am 8. Juli 1963 zugegen. In der Nachtschicht 
wurde die Bedienung der Anlage den Arbeitern selbst 
überlassen.
Infolge der unterlassenen Arbeitsschutzbelehrung und 
ungenügender Einweisung in die veränderte Anlage 
waren die Arbeiter nicht imstande, diese sachgemäß 
zu bedienen. Sie führten ihre Aufgaben wie an der 
alten Anlage durch. Der Mannlochdeckel wurde nicht 
verschraubt und auch die schnelle Erhitzung nicht be­
rücksichtigt. Als das Gemisch zu den Filterpressen 
gepumpt werden sollte, trat eine Verstopfung im Ab­
fluß ein. Die Verunglückte S. versuchte, die Ver­
stopfung mit Dampf zu beseitigen. Durch das Eintre­
ten des Dampfes in das Rührwerk kam es zum Über­
schäumen des Benzin-Wachs-Gemisches. Dieses Gemisch 
verbreitete sich im Extraktionsraum, und es entwickel­
ten sich starke Benzindämpfe. Diese Dämpfe gelang­
ten durch eine nicht mehr feststellbare Zündquelle zur 
Entzündung, und es kam zu einem Großbrand und 
einer Explosion. Hierbei wurde die Arbeiterin S. ge­
tötet. Der Arbeiter L. erlitt schwere Brandverletzun­
gen, an denen er verstarb.
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